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Die Einberufung der Hauptversammlung enthält bereits Angaben zu den Rechten und Mög-

lichkeiten der Aktionäre. Die nachfolgenden Ausführungen dienen der weitergehenden Dar-

legung. 

 

Durchführung der virtuellen Hauptversammlung 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der Talanx Aktiengesellschaft wird am 5. Mai 2022, ab 

11:00 Uhr (MESZ) mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach Maßgabe des Gesetzes über 

Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigen-

tumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (Art. 2 des Geset-

zes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafver-

fahrensrecht, Bundesgesetzblatt I 2020, S. 569, zuletzt geändert durch Art. 16 des Gesetzes 

zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 2021“ und zur vorübergehenden Aus-

setzung der Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen und Hochwassern im Juli 2021 

sowie zur Änderung weiterer Gesetze (Aufbauhilfegesetz 2021 – AufbhG 2021) vom 10. 

September 2021, Bundesgesetzblatt I 2021, S. 4147; nachfolgend COVID-19-Gesetz) als 

virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmäch-

tigten abgehalten.  

 

Die virtuelle Hauptversammlung wird live in Bild und Ton in unserem Aktionärsportal über 

das Internet übertragen. Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtig-

ten ist ausgeschlossen. Die Liveübertragung ermöglicht keine Teilnahme an der virtuellen 

Hauptversammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG. Die Stimmrechtsausübung der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt daher ausschließlich im Wege der Briefwahl 

oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

 

Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, 

§ 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG i. V. m. Art. 2 § 1 COVID-19-Gesetz 
 

1. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 Akti-

engesetz 
 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den antei-

ligen Betrag von 500.000,00 € erreichen (letzteres entspricht 400.000 Stückaktien der 

Talanx Aktiengesellschaft), können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung ge-

setzt und bekannt gemacht werden.  

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Talanx Aktiengesellschaft zu richten und 

muss der Gesellschaft gemäß § 122 Abs. 2 AktG mindestens 30 Tage vor der Hauptver-

sammlung, also spätestens am 4. April 2022, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sein. Bitte 

richten Sie entsprechende Verlangen an die nachfolgende Adresse: Talanx Aktiengesell-

schaft, z. Hd. Leiter Group Governance/Corporate Office 
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• postalisch: HDI-Platz 1, 30659 Hannover 

• per Telefax: +49 511 3747 112209  

• elektronisch: hauptversammlung@talanx.de 

 
Die Antragsteller haben gemäß § 122 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 AktG nachzuweisen, dass sie 

seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der erforderli-

chen Zahl an Aktien sind und, dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über 

das Verlangen halten. § 70 AktG findet für die Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung, 

§ 121 Abs. 7 AktG gilt für die Fristberechnung entsprechend.  

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit 

der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gegeben werden – unverzüglich nach Zu-

gang des Verlangens im Bundesanzeiger veröffentlicht. Zudem werden sie unter der Inter-

netadresse https://www.talanx.com/hv bekannt gemacht und gemäß § 125 Abs. 1 Satz 3 

AktG mitgeteilt. 

Verlangen zur Ergänzung der Tagesordnung beiliegende Beschlussvorlagen werden so be-

handelt, als ob sie in der Hauptversammlung mündlich gestellt worden wären. Fragen und 

Widersprüche in solchen Verlangen zur Ergänzung der Tagesordnung gegen Beschlüsse 

der Hauptversammlung bleiben unberücksichtigt. Diese sind ausschließlich auf den unten in 

den Ziffern 3 und 5 beschriebenen Wegen einzureichen. 

 

Die diesem Aktionärsrecht zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen des Aktien-

gesetzes lauten wie folgt: 

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug) 

(1) 1Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusam-

men den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich 

unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vor-

stand zu richten. 2Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversamm-

lung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils 

am Grundkapital knüpfen. 3Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit min-

destens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind 

und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 
4§ 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) 1In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten 

Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, ver-

langen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht wer-

den. 2Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 

beiliegen. 3Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 

24 Tage, bei börsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versamm-

lung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

 

 

§ 121 AktG Allgemeines (Auszug) 

(7) 1Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, 

ist der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem 

mailto:hauptversammlung@talanx.de
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Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden 

oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. 2Die §§ 187 bis 193 des Bür-

gerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotier-

ten Gesellschaften kann die Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 

 

§ 70 AktG Berechnung der Aktienbesitzzeit 

1Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär 

während eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem 

Eigentum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, ein Finanzdienst-

leistungsinstitut, ein Wertpapierinstitut oder ein nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b 

Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Kreditwesengesetzes tätiges Unternehmen 

gleich. 2Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, 

wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfol-

ger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertra-

gung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über 

Bausparkassen erworben hat. 

 

Die Satzung der Talanx Aktiengesellschaft macht von der Möglichkeit des § 122 Abs. 1 

Satz 2 AktG, das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine an-

dere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital zu knüpfen, keinen 

Gebrauch. 

 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 

Aktiengesetz, § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz 
 

Aktionäre der Gesellschaft können Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern stellen. Gegenanträge (nebst Begrün-

dung) und Wahlvorschläge sind ausschließlich zu richten an: 

Talanx Aktiengesellschaft, z. Hd. Leiter Group Governance/Corporate Office 

• postalisch: HDI-Platz 1, 30659 Hannover 

• per Telefax: +49 511 3747 112209  

• elektronisch: hauptversammlung@talanx.de 

 
Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, einschließlich 

des Namens und Wohnorts beziehungsweise Sitzes des Aktionärs sowie zugänglich zu ma-

chender Begründungen und gegebenenfalls versehen mit den nach § 127 Satz 4 AktG zu 

ergänzenden Inhalten, die bis spätestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, d. h. bis zum 

20. April 2022, 24:00 Uhr (MESZ), bei der vorstehend genannten Adresse eingehen, werden 

wir unverzüglich nach ihrem Eingang auf unserer Internetseite unter 

https://www.talanx.com/hv veröffentlichen.  

Der Vorstand behält sich vor, Gegenanträge sowie ihre Begründungen zusammenzufassen, 

sollten mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge 

stellen. 

mailto:hauptversammlung@talanx.de
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Ein nach den § 126 oder § 127 AktG zugänglich zu machender Gegenantrag oder Wahlvor-

schlag gilt als in der virtuellen Hauptversammlung gestellt, wenn der antragstellende oder 

der den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Haupt-

versammlung angemeldet ist. Das Recht des Versammlungsleiters, zuerst über die Vor-

schläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unberührt. 

Potenzielle  Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversammlung in solchen 

Gegenanträgen und Wahlvorschlägen bleiben unberücksichtigt. Diese sind ausschließlich 

auf den unten in den Ziffern 3 und 5 beschriebenen Wegen einzureichen. 

 

Die diesem Aktionärsrecht zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes und 

des COVID-19-Gesetzes lauten wie folgt: 

§ 126 AktG Anträge von Aktionären 

(1) 1Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begrün-

dung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 

bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu 

machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesell-

schaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu 

einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberu-

fung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. 2Der Tag des Zugangs ist nicht mitzu-

rechnen. 3Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die 

Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. 4§ 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht 

zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen 

würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss 

der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder 

irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs 

bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich 

gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begrün-

dung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversamm-

lungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der 

Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundka-

pitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung 

nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 

einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stel-

len lassen. 
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2Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt 

mehr als 5000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Ge-

genanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusam-

menfassen. 

 

§ 127 AktG Wahlvorschläge von Aktionären 

1Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. 2Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet 

zu werden. 3Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu 

machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und 

§ 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 4Der Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur 

Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften, für die das Mitbe-

stimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungser-

gänzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu versehen: 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen 

wurde und 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen 

und Männern besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 

Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

 

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Be-

schlussfassung (Auszug) 

4Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Na-

men, ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. 

 

§ 125 AktG Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder 

(1) 1Der Vorstand einer Gesellschaft, die nicht ausschließlich Namensaktien ausge-

geben hat, hat die Einberufung der Hauptversammlung mindestens 21 Tage vor der-

selben wie folgt mitzuteilen: 

1.den Intermediären, die Aktien der Gesellschaft verwahren, 

2.den Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, und 

3.den Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung verlangt haben oder 

die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 

2Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. 3Ist die Tagesordnung nach § 122 

Abs. 2 zu ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geänderte Tagesord-

nung mitzuteilen. 4In der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der Ausübung des 

Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, auch durch eine Vereinigung von Aktio-

nären, hinzuweisen. 5Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur 

Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen ge-

setzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in 
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vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen 

sollen beigefügt werden. 

(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand einer Gesellschaft, die Namensaktien aus-

gegeben hat, den zu Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung im Aktienre-

gister Eingetragenen zu machen sowie den Aktionären und Intermediären, die die 

Mitteilung verlangt haben, und den Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung 

verlangt oder die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, dass ihm der Vorstand die gleichen 

Mitteilungen übersendet. 

(4) Jedem Aufsichtsratsmitglied und jedem Aktionär sind auf Verlangen die in der 

Hauptversammlung gefassten Beschlüsse mitzuteilen. 

(5) 1Für Inhalt und Format eines Mindestgehaltes an Informationen in den Mitteilun-

gen gemäß Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten die Anforderungen der Durchfüh-

rungsverordnung (EU) 2018/1212. 2§ 67a Absatz 2 Satz 1 gilt für die Absätze 1 und 2 

entsprechend. 3Bei börsennotierten Gesellschaften sind die Intermediäre, die Aktien 

der Gesellschaft verwahren, entsprechend den §§ 67a und 67b zur Weiterleitung und 

Übermittlung der Informationen nach den Absätzen 1 und 2 verpflichtet, es sei denn, 

dem Intermediär ist bekannt, dass der Aktionär sie von anderer Seite erhält. 4Das 

Gleiche gilt für nichtbörsennotierte Gesellschaften mit der Maßgabe, dass die Best-

immungen der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 nicht anzuwenden sind. 

 

§ 1 COVID-19-Gesetz Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Ak-

tien; Europäische Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitig-

keit (Auszug) 

(2) 3Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des 

Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, 

wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ord-

nungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

 

3. Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 Aktiengesetz, Fragerecht 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 i. V. m. Satz 2 COVID-19-Gesetz 
 

Nach § 131 Abs. 1 AktG kann jeder Aktionär oder deren Bevollmächtigter in einer Präsenz-

hauptversammlung von dem Vorstand über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtli-

chen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie 

über die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen 

Auskunft verlangen, soweit diese zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Ta-

gesordnung erforderlich ist. 

Die Durchführung der virtuellen Hauptversammlung nach dem COVID-19-Gesetz eröffnet 

den Aktionären und ihren Bevollmächtigten nicht die Möglichkeit, Auskunft gemäß § 131 

AktG zu verlangen. Stattdessen ist den Aktionären im Wege der elektronischen Kommunika-

tion auf Grundlage des COVID-19-Gesetzes ein Fragerecht in der am 5. Mai 2022 stattfin-

denden virtuellen Hauptversammlung eingeräumt. 
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Zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre können ihre Fragen bis zum 3. Mai 2022, 

24:00 Uhr (MESZ, Zeitpunkt des Zugangs) über das Aktionärsportal unter https://hv-

talanx.link-apps.de/imeet an den Vorstand der Talanx Aktiengesellschaft richten. Nach die-

sem Zeitpunkt und insbesondere während der virtuellen Hauptversammlung können keine 

Fragen gestellt werden. Den Zugang zum passwortgeschützten Aktionärsportal erhalten Ak-

tionäre durch Eingabe ihrer Aktionärsnummer und ihrem zugehörigen individuellen Zu-

gangspasswort, welches den Aktionären zugesandt wird. 

Der Vorstand entscheidet nach dem COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, freiem Ermes-

sen, wie er Fragen beantwortet. Dabei kann er insbesondere Fragen zusammenfassen, 

wenn ihm dies sinnvoll erscheint. Fragen in anderer als deutscher Sprache bleiben unbe-

rücksichtigt. 

 

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, 

des COVID-19-Gesetzes und der Satzung der Talanx Aktiengesellschaft lauten wie 

folgt: 

§ 131 AktG Auskunftsrecht des Aktionärs 

(1) 1Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Aus-

kunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen 

Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 2Die Auskunfts-

pflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der 

Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. 3Macht eine Gesellschaft von den 

Erleichterungen nach § 266 Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 288 des Handelsgesetz-

buchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm in der Hauptversamm-

lung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form vorgelegt wird, die 

er ohne diese Erleichterungen hätte. 4Die Auskunftspflicht des Vorstands eines Mut-

terunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversamm-

lung, der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, er-

streckt sich auch auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbe-

zogenen Unternehmen. 

(2) 1Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechen-

schaft zu entsprechen. 2Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß § 129 kann 

den Versammlungsleiter ermächtigen, das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeit-

lich angemessen zu beschränken, und Näheres dazu bestimmen. 

(3) 1Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beur-

teilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen 

einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

 

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steu-

ern bezieht; 

 

3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der 

Jahresbilanz angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegen-

stände, es sei denn, dass die Hautversammlung den Jahresabschluss fest-

stellt; 
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4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe die-

ser Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-

schaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies 

gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt; 

 

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen 

würde; 

 

6. soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben 

über angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenom-

mene Verrechnungen im Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss 

oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen; 

 

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens 

sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugäng-

lich ist. 

 

2Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden. 

(4) 1Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außer-

halb der Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionär auf 

dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachge-

mäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. 2Der 

Vorstand darf die Auskunft nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. 3Sätze 

1 und 2 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsge-

setzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) 

oder ein assoziiertes Unternehmen (§ 311 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) die Aus-

kunft einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum Zwe-

cke der Einbeziehung der Gesellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunter-

nehmens erteilt und die Auskunft für diesen Zweck benötigt wird. 

(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine 

Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Nieder-

schrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 

 

§ 1 COVID-19-Gesetz Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Ak-

tien; Europäische Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitig-

keit (Auszug) 

(2) 1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz 

der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehal-

ten wird, sofern, 

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation 

(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich 

ist, 

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation 

eingeräumt wird, 
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4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Ab-

weichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Er-

fordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum 

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

2Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen 

beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der 

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 3Anträge 

oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes 

zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den 

Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß 

legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

 

§ 15 Satzung der Talanx Aktiengesellschaft Vorsitz 

(1) 1Die Hauptversammlung leitet der Vorsitzende des Aufsichtsrats, bei dessen Ver-

hinderung ein von ihm bestimmtes anderes Mitglied des Aufsichtsrats. 2Ist keines von 

diesen Mitgliedern des Aufsichtsrats anwesend oder zur Leitung der Versammlung 

bereit, wird der Versammlungsleiter von den anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern 

der Aktionäre durch Wahl bestimmt. 

(2) 1Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung. 2Er bestimmt 

insbesondere die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt 

werden, die Art, Form und Reihenfolge der Abstimmungen sowie die Reihenfolge der 

Redner.  

(3) 1Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich 

angemessen gestalten und beschränken. 2Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn 

der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenen 

Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für den einzelnen Tagesord-

nungspunkt oder für den einzelnen Redner zu setzen. 

(4) Wenn dies in der Einladung zur Hauptversammlung angekündigt ist, kann der 

Versammlungsleiter die Aufzeichnung und Übertragung der Hauptversammlung in 

Bild und Ton in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise anordnen. 

 

4. Möglichkeit der Einreichung von schriftlichen Stellungnahmen 

und Videobotschaften 
 

Die Durchführung der virtuellen Hauptversammlung nach dem COVID-19-Gesetz nimmt Ak-

tionären und ihren Bevollmächtigten die Option, sich in Redebeiträgen zur Tagesordnung zu 

äußern. Aufgrund dessen wird ihnen über die Vorgaben des COVID-19-Gesetzes hinaus 

nach erfolgter Anmeldung die Möglichkeit eröffnet, vor der Hauptversammlung Stellungnah-

men mit Bezug zur Tagesordnung einzureichen, sodass diese im Aktionärsportal veröffent-

licht werden. 

Diese Stellungnahmen können der Gesellschaft in Textform oder als deutschsprachiges Vi-

deo bis spätestens 1. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ; Zeitpunkt des Zugangs), über unser Akti-

onärsportal unter https://hv-talanx.link-apps.de/imeet übersendet werden. 
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Der Umfang einer Stellungnahme in Textform darf 10.000 Zeichen, eine Stellungnahme per 

Videobotschaft zwei Minuten nicht überschreiten. Ferner sind nur solche Videobotschaften 

zulässig, in denen der Aktionär oder sein Bevollmächtigter persönlich in Erscheinung tritt 

und spricht. 

Ein Rechtsanspruch auf die Veröffentlichung einer Stellungnahme besteht nicht. Die Gesell-
schaft behält sich vor, insbesondere Stellungnahmen mit beleidigendem, diskriminierendem, 
strafrechtlich relevantem, offensichtlich falschem oder irreführendem Inhalt sowie solche 
ohne erkennbaren Bezug zur Tagesordnung oder in anderer als deutscher Sprache nicht zu 
veröffentlichen. Dies gilt auch für Videobotschaften, die die Dauer von zwei Minuten über-
schreiten oder die die technischen Voraussetzungen nicht erfüllen. Je Aktionär ist insgesamt 
nur eine Stellungnahme in Textform oder als Videobotschaft zulässig. 
 
Mögliche Anträge, Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der Haupt-

versammlung in den eingereichten Stellungnahmen bleiben unberücksichtigt. Diese sind le-

diglich auf dem in den Ziffern 1, 2, 3 und 5 beschriebenen Weg einzureichen. 

 

5. Möglichkeit zum Widerspruch zur Niederschrift gemäß § 245 

Nr. 1 Aktiengesetz, § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz  
 

Im Aktienregister als Aktionäre der Gesellschaft eingetragene und rechtzeitig angemeldete 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht persönlich oder durch Bevollmächtigte ausgeübt haben, kön-

nen von Beginn bis Ende der Hauptversammlung über unser Aktionärsportal unter https://hv-

talanx.link-apps.de/imeet Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zur Nie-

derschrift gemäß § 245 Nr. 1 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz erklären.  

 

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes und 

des COVID-19-Gesetzes lauten wie folgt: 

§ 245 Anfechtungsbefugnis (Auszug) 

Zur Anfechtung ist befugt 

1. jeder in der Hauptversammlung erschienene Aktionär, wenn er die Aktien 

schon vor der Bekanntmachung der Tagesordnung erworben hatte und 

gegen den Beschluss Widerspruch zur Niederschrift erklärt hat; 

 

§ 1 COVID-19-Gesetz Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Ak-

tien; Europäische Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitig-

keit (Auszug) 

(2) 1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz 

der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehal-

ten wird, sofern, 

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation 

(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich 

ist, 

https://hv-talanx.link-apps.de/imeet
https://hv-talanx.link-apps.de/imeet
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3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation 

eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Ab-

weichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Er-

fordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum 

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

2Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen 

beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der 

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 3Anträge 

oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes 

zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den 

Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß 

legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

 

 


